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12. Wahlperiode 

07. 06. 94 


Unterrichtung 

durch das Europäische Pariament 


Entschließung zur Anwendung des Protokoiis über die Sozialpoiitik 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

— unter Hinweis auf das Protokoll Nr. 14 über die Sozialpolitik 
und das Abkommen der elf Mitgliedstaaten, die dem Vertrag 
über die Europäische Union beigefügt sind, 

— in Kenntnis der Mitteilung der Kommission an den Rat und an 
das Europäische Parlament über die Anwendung des Proto- 
kolls über die Sozialpolitik [KOM (93) 0600], 

— unter Hinweis auf die Petition Nr. 768/93 zur Repräsentativität 
der Gewerkschaften, 

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 16. Dezember 
1993 zur Erklärung der Kommission zum Ablauf der Tagung 
des Rates „Soziale Angelegenheiten"^), 

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 24. Februar 1994 
zur neuen sozialen Dimension des Vertrags über die Europäi- 
sche Union^), 

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für soziale Angele- 
genheiten, Beschäftigung und Arbeitsumwelt sowie der Stel- 
lungnahme des Institutionellen Ausschusses (A3-0269/94), 

A. in der Erwägung, daß der europäische Sozialdialog und die 
Stärkung der Rolle der Sozialpartner eine notwendige Bedin- 
gung für die Realisierung der sozialen Dimension des Binnen- 
marktes, parallel zur wirtschaftlichen Integration, darstellt, 


b Teil II Punkt 1 1 des Protokolls dieses Datums. 
Teil II Punkt 4 des Protokolls dieses Datums. 


Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments - 018052 - vom 30. Mai 1994. 
Das Europäische Parlament hat die Entschließung in der Sitzung vom 3. Mai 1994 angenommen. 
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B. in der Erwägung, daß es auf jeden Fall der Gemeinschaft und 
den Mitgliedstaaten obliegt, einen Sockel mit Mindestvor- 
schriften zur Gewährleistung der Grundrechte der Arbeitneh- 
mer in der Gemeinschaft aufzustellen, sowie insbesondere in 
der Erwägung, daß Tarif Verhandlungen gemäß den Überein- 
kommen 87 und 98 der IAO den Beschäftigten das Recht ein- 
räumen, mit den Arbeitgebern die Gesamtheit ihrer Be- 
schäftigungs- und Arbeitsbedingungen und ihre soziale Absi- 
cherung auszuhandeln, 

C. in der Erwägung, daß es in den Mitgliedstaaten rechtsverbind- 
liche Regelungen gibt zur Anerkennung von Sozialpartnern; 
unterstreicht, daß wegen der Vielfalt der Verfahren in den 
Mitgliedstaaten keines davon als einheitliches Modell auf 
europäischer Ebene übernommen werden kann, 

D. in der Erwägung, daß eine koordinierte Tarifpolitik in der 
Gemeinschaft den in den Mitgliedstaaten geführten sozialen 
Dialog ergänzt und zunächst eine Stärkung und Wiederbele- 
bung der nationalen und regionalen Tarifpolitik in den Mit- 
gliedstaaten voraussetzt; ferner in der Erwägung, daß es ange- 
bracht ist, diesen Dialog in den Mitgliedstaaten, in denen dies 
noch nicht die Regel ist, auf die kleinen und mittleren Unter- 
nehmen auszuweiten, 

E. in der Erwägung, daß der soziale Dialog heute notwendiger ist 
denn je, da die sozialen Errungenschaften allgemein in Frage 
gestellt werden und die Praktiken des Sozialdumping in er- 
heblichem Maße zunehmen, was noch durch die Tatsache ge- 
fördert wird, daß es an einem gemeinschaftlichen Grundbe- 
stand zur Garantie der sozialen Rechte fehlt und daß dringend 
etwas zu ihrer Verteidigung getan werden muß, 

F. in der Erwägung, daß der Grundsatz der Gleichbehandlung 
und Chancengleichheit von Männern und Frauen Vorbedin- 
gung für alle Verhandlungen im Rahmen des sozialen Dialogs 
sein muß und daß die Frauen leider in den Gremien der Ge- 
werkschafts- und Arbeitgeberorganisationen immer noch 
unterrepräsentiert sind, 

G. in Erwägung der dringenden Notwendigkeit, sich jedwedem 
Versuch zu widersetzen, das Subsidiaritätsprinzip seiner wirk- 
lichen Bedeutung zu berauben, um daraus ein Instrument zur 
Lähmung der gemeinschaftlichen Sozialpolitik zu machen, 

H. in der Erwägung, daß das weitreichende Recht der Sozialpart- 
ner auf Konsultationen im Entscheidungsverfahren der 
Gemeinschaft die Möglichkeit gibt, die europäische Sozial- 
landschaft Praxis- und bürgernah zu gestalten, 

I. in der Erwägung, daß es gemäß den Vorschriften des Vertrags 
angebracht ist, die Entwicklung der kleinen und mittleren 
Unternehmen zu fördern, ihrer Bedeutung für die Schaffung 
von Arbeitsplätzen sowie ihren besonderen Eigenschaften 
Rechnung zu tragen, den sozialen Dialog in diesen Unterneh- 
men zu fördern und sicherzustellen, daß ihre Interessen und 


2 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7796 


die ihrer Arbeitnehmer bei der Ausarbeitung und Umsetzung 
der gemeinschaftlichen Beschlüsse im sozialen Bereich 
berücksichtigt werden, 

J. in der Erwägung, daß die zahlreichen Besonderheiten, die im 
öffentlichen Dienst der Mitgliedstaaten bestehen, in den 
sozialen Dialog einbezogen werden müssen, und zwar sowohl 
von Arbeitnehmer- als auch von Arbeitgeberseite - 

1. fordert, daß gemäß Artikel 3 des Abkommens über die Sozial- 
politik die Organisationen angehört werden, die folgende 
Bedingungen erfüllen: 

— Sie müssen auf europäischer Ebene organisiert sein, 

— sie müssen sich aus Organisationen zusammensetzen, die 
in dem jeweiligen Mitgliedstaat als Sozialpartner aner- 
kannt sind, oder nach den Gepflogenheiten der jeweiligen 
Mitgliedstaaten in Konsultationen einbezogen werden, 

— sie sollen nach Möglichkeit in den meisten Mitgliedstaaten 
vertreten sein, 

— sie müssen sich aus Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerorga- 
nisationen zusammensetzen, 

~ ihre Mitgliedsverbände müssen das Recht haben, sich 
direkt oder über ihre Mitglieder an den Tarif Verhandlungen 
auf ihrer jeweiligen Ebene zu beteiligen, 

— sie müssen über ein Mandat ihrer Mitglieder zu deren 
Vertretung im Rahmen des gemeinschaftlichen sozialen 
Dialogs verfügen und ihre Repräsentativität nachweisen. 

Diese Organisationen können dem privaten oder öffentlichen 
Sektor angehören und können sich auf die spezifischen Pro- 
bleme der Arbeitnehmer und -geber in Klein- und Mittel- 
betrieben oder Branchen spezialisiert haben; 

2. stellt erfreut fest, daß die Kommission in Anhang II ihrer 
Mitteilung neben anderen Arbeitgeberorganisationen auch 
europäische Organisationen aufführt, die ausschließlich KMU 
vertreten, zumal diese KMU spezifische Merkmale aufweisen, 
die zu spezifischen Antworten auf allgemeine Fragen führen 
können; 

3. nimmt auf dieser Grundlage die Anerkennungskriterien der 
Kommission in Ziffer 24 der Mitteilung zur Kenntnis, fordert 
jedoch, da die in Anhang II vorgeschlagene Liste seiner An- 
sicht nach unausgewogen ist, daß diese Liste überarbeitet 
wird, um eine bessere Vertretung sämtlicher Gewerkschafts- 
und Arbeitgeberorganisationen zu ermöglichen; 

4. weist auf den Widerspruch hin, der darin besteht, daß die 
Kommission alle zum Anhörungsverfahren zugelassenen So- 
zialpartner anhören will, den Dialog aber zwischen diesen 
Organisationen, außer zwischen EGB und UNICE nicht för- 
dern will; fordert daher nachdrücklich, daß alle Organisatio- 
nen Verbindungstrukturen aufbauen und die Kommission dies 
unterstützt; 
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5. fordert, daß diejenigen Sozialpartner am Sozialdialog gemäß 
Artikel 4 des Abkommens teilzunehmen haben, die die Krite- 
rien der Dialogpartner gemäß Artikel 3 erfüllen sowie in min- 
destens zwei Dritteln der Mitgliedstaaten vertreten sind; 

6. fordert, daß für die Anwendung von Artikel 3 des Abkommens 
drei Fristen von sechs Wochen festgelegt werden - erste Frist: 
erste Anhörung, zweite Frist: Frist für die Kommission zur 
Ausarbeitung ihres Vorschlags, dritte Frist: dritte Anhörung 
wenn es sich um neue Initiativen der Kommission handelt. 
Diese Fristen verkürzen sich um die vorgesehenen sechs 
Wochen für die Kommission, wenn es sich um Vorschläge han- 
delt, die im Rat blockiert sind und daher den Sozialpartnern 
hinreichend bekannt sind; 

7. geht davon aus, daß die Kommission, um zu vermeiden, daß 
das Konsultationsverfahren künstlich verlängert wird, dafür 
Sorge trägt, daß die Dauer der Verhandlung von neun Mona- 
ten nur in Ausnahmefällen und nach Stellungnahme des Euro- 
päischen Parlaments verlängert wird; 

8. erwartet, daß die Kommission, sobald sich während des Ver- 
fahrens herausstellt, daß es nicht möglich ist, zu einer Ver- 
einbarung zu gelangen, ihren Initiativvorschlag prüft und ihn 
dem Rat und dem Europäischen Parlament gemäß den im Ver- 
trag festgelegten Verfahren übermittelt; 

9. erwartet von der Kommission, daß sie nach den in dieser 
Entschließung dargelegten Kriterien eine Gesetzesinitiative 
zur Durchführung der Artikel 3 und 4 des Sozialabkommens 
vorlegt, in der der rechtliche und institutioneile Rahmen für 
die Entscheidungsverfahren der Sozialpartner auf Gemein- 
schaftsebene geregelt wird; weist darauf hin, daß es im Be- 
reich des nationalen Koalitionsrechts keine Zuständigkeit der 
Gemeinschaft gibt; die Regierungskonferenz von 1996 wird 
eine Regelung des Koalitionsrechts auf Gemeinschaftsebene 
festlegen müssen; 

10. fordert die Kommission auf, die Information der europäischen 
und nationalen Verbände oder Organisationen der Sozialpart- 
ner, die nach den aufgestellten Kriterien nicht repräsentativ 
sind, zu gewährleisten; 

11. erinnert an seine obengenannte Entschließung vom 24. Fe- 
bruar 1994 und fordert den Rat und die Kommission auf, eine 
interinstitutionelle Vereinbarung auf der Grundlage des die- 
ser Entschließung beigefügten Entwurfs abzuschließen; 

12. weist darauf hin, daß der Rat die Vereinbarungen zwischen 
Sozialpartnern unverändert annehmen muß und daß jede 
Änderung die Einleitung eines normalen Gesetzgebungsver- 
fahrens beinhaltet; stellt fest, daß jeder Beschluß des Rates, 
eine Vereinbarung zwischen Sozialpartnern anzunehmen, 
eine vorherige Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
erfordert; 
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13. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, 
der Kommission und dem Wirtschafts- und Sozialausschuß, 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen auf europäi- 
scher und nationaler Ebene sowie den Parlamenten der Mit- 
gliedstaaten zu übermitteln. 


Enrico Vinci 

Generalsekretär 


Egon Klepsch 

Präsident 
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